
Betriebs-Berater International

1–2|2020

22.1.2020 | 66. Jg.
Seiten 1–92

DIE ERSTE SEITE

Christian Leuthner
Sanktionen ohne Ende? – Bußgelder 20 Monate nach Inkrafttreten der DSGVO

AUFS�TZE

Professor Dr. Abbo Junker
Die Rechtsprechung des EuGH zum europ�ischen Arbeitsrecht im Jahr 2019 | 1

Dr. Constantin Frank-Fahle, LL.M.
Made in Germany – Herkunftsbezeichnung und Ursprungszeugnis im Lichte des Auslandsgesch�fts | 12

Professor Dr. Till Moser
Eink�nftezurechnung gem�ß § 15 AStG im Fall mehrerer Stifter | 17

Dr. Will Dendorfer und Janine Kickler-Kreuz
Im „Iron Grip“ des US-Fiskus: in Deutschland lebende Greencard-Besitzer bzw. US-Staatsb�rger | 20

L�NDERREPORTE

Christian Klein
L�nderreport Frankreich | 26

INTERNATIONALES WIRTSCHAFTSRECHT

EuGH: Kein Erlass eines Europ�ischen Kontenpf�ndungsbeschlusses auf Grund eines nicht
vollstreckbarenMahnbescheids | 30

EuGH: EuInsVO – Zust�ndigkeit des Gerichts des Hauptinsolvenzverfahrens auch f�r Klagen
in Bezug auf Liegenschaften in anderen EU-Staaten | 38

EuGH: Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Gerichtsstand f�r einstweilige Maßnahmen | 41

BGH: Schadensersatzpflicht wegen Verstoßes gegen eine ausschließliche Gerichtsstands-
vereinbarung | 64

RIW-Kommentar von Professor Dr. Peter Mankowski | 70

INTERNATIONALES STEUERRECHT UND ZOLLRECHT

EuGH: Gesamtschuldnerische Haftung von Gesch�ftsf�hrer und Gesellschaft f�r Verbrauchsteuern | 72

EuGH: Kapitalverkehrsfreiheit – unterschiedliche ertragsteuerliche Behandlung von gebiets-
ans�ssigen und fremden Pensionsfonds | 75

Fachmedien Recht und Wirtschaft | dfv Mediengruppe | Frankfurt am Main

http://international.ruw.de



 

20 RIW 1–2/2020 Dendorfer/Kickler-Kreuz, Im „Iron Grip“ des US-Fiskus: Greencard-Besitzer bzw. US-B�rger

wenn kein unbeschr�nkt steuerpflichtiger Stifter mehr exis-
tiert. Da jedoch der Stifter A nach wie vor unbeschr�nkt
steuerpflichtig ist, kommt in pers�nlicher Hinsicht nur er f�r
eine Zurechnung nach § 15 Abs. 1 AStG in Betracht. Bereits
deshalb k�nnen Anteile des verzogenen Stifters B nicht dem
Bezugs-/Anfallsberechtigten S zugerechnet werden. Eine
parallele Zurechnung zu einem unbeschr�nkt steuerpflichti-
gen Stifter und zu einem oder mehreren Bezugs-/Anfallsbe-
rechtigten sieht der Wortlaut des § 15 Abs. 1 AStG nicht
vor.

Ansicht 3 (volle Zurechnung zu A) ist mit dem Wortlaut des
§ 15 Abs. 1 AStG durchaus vereinbar, insbesondere da die
Zurechnung hier der H�he nach auf die tats�chlichen Ein-
k�nfte der Stiftung begrenzt ist. Jedoch vermag sie nicht mit
dem vom BFH24 vertretenen abstrakten Stifterbegriff zu har-
monieren, der hier nur eine anteilige Verortung der Stifter-
stellung in Deutschland vornehmen w�rde.

�bertr�gt man dagegen die hier im Zusammenhang mit Bei-
spiel 2 entwickelten Grunds�tze zum Zwei-Stifter-Fall auf
Beispiel 3, so ergibt sich das Folgende: Die abstrakte Person
des Stifters ist bei einer pro-Kopf-Betrachtung nun nur noch
h�lftig in Deutschland verortet, h�lftig dagegen im Ausland.
Nur insoweit, wie die Stifterperson der unbeschr�nkten
Steuerpflicht in Deutschland unterliegt, erscheint dann eine
Eink�nftezurechnung sachgerecht, also vorliegend bei Auf-
teilung nach K�pfen h�lftig.

Folgt man diesem Ansatz, so muss insoweit in Beispiel 3
eine Zurechnung von 50% der Eink�nfte der A-Stiftung ge-
gen�ber dem in Deutschland unbeschr�nkt steuerpflichtigen
Stifter A erfolgen, w�hrend eine Zurechnung gegen�ber B
als nicht unbeschr�nkt steuerpflichtiger Stifter vollumf�ng-
lich unterbleibt. Die Zurechnung gegen�ber dem Bezugsbe-
rechtigten S bleibt nach dieser Auffassung ebenfalls ver-
sperrt, da auch in Beispiel 3 noch ein unbeschr�nkt steuer-
pflichtiger Stifter existiert.

V. Reformperspektiven und Ausblick

Die Frage der Zurechnungsquote im Rahmen der Anwen-
dung des § 15 AStG ist bereits im Ein-Stifter-Fall in einigen
Fallkonstellationen nicht abschließend gekl�rt; im Fall meh-
rerer Stifter ist eine eindeutige Zurechnungsquote generell
nicht eindeutig aus dem Wortlaut der Vorschrift abzuleiten.
Zwar f�hrt der hier vorgeschlagene Auslegungsansatz i.d.R.
f�r diese Konstellation zu �konomisch akzeptablen Ergeb-
nissen, aber er ist – wie die �brigen vertretenen Auslegungen
– nicht in jeder Fallkonstellationen sachgerecht.

Vor diesem Hintergrund sollte die Zurechnungsquote im
Kontext des § 15 AStG im Rahmen der ohnehin anstehenden
ATAD-Umsetzung grundlegend reformiert werden, optima-
lerweise durch eine ausschließliche Orientierung an der
wirtschaftlichen Beg�nstigung, wie sie etwa die §§ 7–14
AStG recht differenziert vornehmen. Der Gedanken einer
„per se-Missbr�uchlichkeit“ der Stifterstellung an einer
Auslandsstiftung ist dagegen nicht mehr zeitgem�ß und
sollte daher bei der Bemessung der Zurechnungsquote zu-
k�nftig keine Rolle mehr spielen.

Dr.Will Dendorfer, Steuerberater/Certified Public Accountant, und Janine Kickler-Kreuz,
Enrolled Agent, beide K�ln

Im „Iron Grip“ des US-Fiskus: in Deutschland
lebende Greencard-Besitzer bzw.
US-Staatsb�rger

US-Staatsb�rger und Greencard-Besitzer unterliegen
gegen�ber den US-Steuerbeh�rden umfangreichen
Meldepflichten, was ihre weltweiten Eink�nfte, Fi-
nanzkonten und Beteiligungen angeht. Diese Melde-
pflichten, die im �brigen mit f�hlbaren Sanktionen
bewehrt sind, gelten selbst dann, wenn die betroffe-
nen Personen nicht in den USA leben, z.B. weil sie
ihren Wohnsitz in Deutschland haben. Der folgende
Beitrag legt zun�chst die Rechtslage dar und gibt im
Anschluss Handlungsempfehlungen.

I. Rechtlicher Hintergrund

In der Beratungspraxis h�ufen sich seit Jahren die F�lle, in
denen in Deutschland lebende Privatpersonen, Gesellschaf-
ter von Unternehmen oder in Deutschland lebende Immobi-
lieninvestoren die US-Greencard erwerben bzw. die US-
Staatsb�rgerschaft annehmen oder seit vielen Jahren inneha-
ben.

Der Erwerb der Greencard geht oft einher mit dem
USA-Aufenthalt des designierten Nachfolgers eines Un-

Professor Dr. Till Moser

Steuerberater, promovierte an der Martin-Lu-
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24 BFH v. 5. 11. 1992, I R 39/92, BStBl. II 1993, 388.
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ternehmers oder des designierten Erben eines Immobili-
enverm�gens aufgrund eines Studiums oder Praktikums
oder aber mit der tempor�ren Gesch�ftsleitung der US-
Tochtergesellschaft durch ein Mitglied der Unternehmer-
familie. Auch der Erwerb mittels der sog. Greencard-Lot-
terie ist nicht selten. Andere Personen haben z.B. die
US-Staatsb�rgerschaft erworben, weil sie in den USA ge-
boren wurden oder weil sie aus anderen Gr�nden (z.B.
�ber den Ehegatten) die Gelegenheit hatten, sie anzuneh-
men.

Solche Personen versteuern ihre weltweiten Eink�nfte in
Deutschland, da sie entweder dort ihren Wohnsitz nach ihrer
R�ckkehr begr�nden oder ihn w�hrend ihres USA-Aufent-
halts nicht aufgegeben haben. Dass sie auch fortlaufende
US-Steuerpflichten haben, wird entweder (durchaus gut-
gl�ubig) nicht erkannt oder unter Berufung darauf verwor-
fen, dass sie den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in
Deutschland haben.

Indes hat der US-Gesetzgeber daf�r gesorgt, dass dem
Greencard-Inhaber – und in vermehrten Maße dem US-
Staatsb�rger – engmaschige steuerliche Pflichten auferlegt
werden, und zwar unabh�ngig vomWohnsitz und ebenso un-
abh�ngig davon, in welchem Land die Quelle seiner Ein-
k�nfte liegt. So besteuern die USA ihre Staatsb�rger, aber
auch ihre Greencard-Besitzer und sonstige als in den USA
nach nationalem Steuerrecht ans�ssig geltende Personen
(auch als US-Personen bezeichnet) mit ihren weltweiten
Eink�nften (saving clause des Art. 1 Abs. 4 Buchst. a DBA
Deutschland/USA).

Das US-Steuerrecht befreit US-Personen grunds�tzlich
nicht von der Besteuerung ausl�ndischer Eink�nfte. Ledig-
lich die Foreign Earned Income Exclusion der IRC Sec. 911
gew�hrt einen Freibetrag auf ausl�ndische Arbeitseink�nfte
von bis zu USD 107600 (vsl. Stand 2020).

Im Gegensatz zu den Greencard-Besitzern und sonstigen
US-Personen k�nnen sich in Deutschland lebende US-
Staatsb�rger f�r US-einkommensteuerliche Zwecke nicht
darauf berufen, dass sich der Mittelpunkt ihrer Lebensin-
teressen nach der tie-breaker-Regel des Art. 4 Abs. 2
Buchst. a DBA Deutschland/USA außerhalb der USA be-
findet.

Ferner bestehen f�r alle US-Personen (auch f�r Greencard-
Besitzer, die sich auf die tie-breaker-Regel st�tzen) eine
Reihe von Mitteilungspflichten, die im Vers�umnisfall mit
relativ hohen Bußgeldern bewehrt sind. Durch den Foreign
Account Tax Compliance Act (FATCA) und durch zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen (intergovernmental agree-
ments) mit einer Reihe von L�ndern, darunter auch
Deutschland, haben die USA das Netz an automatischen
Meldungen an den US-Fiskus kontinuierlich enger gezo-
gen.1

II. Fallbeispiel

Nachfolgend werden einschl�gige US-steuerliche Regelun-
gen (z.T. nur selektiv) und sich daraus ergebende Probleme
anhand eines Beispielfalls aufgezeigt. US-nachlasssteuerli-
che Implikationen sowie US-einkommensteuerliche Aus-
wirkungen bei der beabsichtigten oder unbeabsichtigten
Aufgabe der Greencard bzw. Aufgabe der US-Staatsb�rger-
schaft (exit tax im Rahmen der expatriation) werden erg�n-
zend behandelt.

1. Sachverhalt

Frau Awurde in den USA geboren, zog in jungen Jahren mit
ihren deutschen Eltern nach Deutschland, wuchs hier auf
und wurde eine erfolgreiche Unternehmerin. Obwohl sie nie
einen US-amerikanischen Pass beantragte, ist sie aufgrund
ihres Geburtsorts US-Staatsb�rgerin. Daneben besitzt sie
die deutsche Staatsb�rgerschaft durch Abstammung. Ihr
Ehepartner und ihre Kinder sind ausschließlich deutsche
Staatsb�rger.

Im Jahr 2016 wurde sie durch Schenkung im Wege der vor-
weggenommen Erbfolge Mehrheitskommanditistin des el-
terlichen Familienunternehmens, einem Produktionsunter-
nehmen mit Sitz in Deutschland, das in der Rechtsform der
GmbH& Co. KG gef�hrt wird. Die restlichen Anteile an der
GmbH & Co. KG sind noch im Besitz des Vaters, der aus-
schließlich die deutsche Staatsb�rgerschaft innehat. Ferner
ist sie seit 2016 mehrheitlich an einer deutschen Vertriebs-
GmbH und an einer deutschen Holding-GmbH beteiligt.
Letztere h�lt eine Reihe von Vertriebs-Tochtergesellschaften
in Europa, Asien und S�damerika zu je 100%, deren einzige
Eink�nfte sich auf Dividenden der Auslands-Vertriebsge-
sellschaften sowie Zinsen aus der Anlage �bersch�ssiger li-
quider Mittel beschr�nken.

Die Produktions-GmbH & Co. KG vereinnahmt Lizenzge-
b�hren von der deutschen Vertriebs-GmbH und von den un-
ter der Holding-GmbH h�ngenden Auslands-Vertriebstoch-
tergesellschaften.

Das Privatverm�gen von A besteht �berwiegend aus deut-
schen Gewerbe- und Wohnimmobilien sowie Wertpapierde-
pots bei deutschen Banken. Der Verkehrswert ihres Gesamt-
verm�gens liegt �ber USD 2 Mio.

A hat in der Vergangenheit keine US-Steuererkl�rungen
abgegeben. Anfang 2020 wird sie anl�sslich einer Konto-
er�ffnung f�r eine neue Gruppengesellschaft von dem
Kreditinstitut routinem�ßig um eine Selbstauskunft gebe-
ten. In diesem Zusammenhang erf�hrt sie, dass das Kredit-
institut Konto- bzw. Depotinformationen �ber ihre Kunden
– sofern diese US-Personen sind – �ber das Bundeszen-
tralamt f�r Steuern an die US-Finanzverwaltung (Internal
Revenue Service – IRS) zu �bermitteln hat und dass die
Meldepflicht nicht besteht, sofern sie mit der Vorlage des
Formulars W-8BEN (Certificate of Foreign Status of Bene-
ficial Owner for United States Tax Withholding and Re-
porting [Individuals]) unter eidesstattlicher Versicherung
best�tigt, dass sie keine US-Person ist. Sie wird darauf
hingewiesen, dass sie andernfalls das Formular W-9 (Re-
quest for Taxpayer Identification Number and Certifica-
tion) vorzulegen hat, in dem sie u.a. best�tigt, dass sie
eine US-Person ist.

A hat ihre deutschen Steuerpflichten stets ordnungsgem�ß
erf�llt. Sie bezog in all den Jahren keine Eink�nfte aus US-
Quellen. Nach ihrer Recherche steht fest, dass sie als US-
Person seit vielen Jahren in den USA unbeschr�nkt einkom-
mensteuererkl�rungspflichtig ist, j�hrlich umfangreiche
US-steuerliche Mitteilungspflichten zu erf�llen hat sowie
u.U. mit relativ hohen Bußgeldfestsetzungen durch den IRS
rechnen muss, insbesondere falls der IRS aufgrund der Mel-
dung des o.g. Kreditinstituts von ihrer US-Staatsb�rger-
schaft erfahren sollte.

Dendorfer/Kickler-Kreuz, Im „Iron Grip“ des US-Fiskus: Greencard-Besitzer bzw. US-B�rger 1–2/2020 RIW 21
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A lieb�ugelt daher mit der Aufgabe der US-Staatsb�rger-
schaft, um die US-Steuerproblematik (vermeintlich) vom
Tisch zu haben.

2. US-steuerliche Mitteilungspflichten

Neben den weiter unten behandelten US-Einkommensteuer-
erkl�rungspflichten (s. unten 3.) hat A grunds�tzlich folgen-
de US-steuerliche Mitteilungspflichten (information-report-
ing obligations), die f�r jedes Steuerjahr form- und frist-
gerecht zu erf�llen sind, auch wenn aus diesen Mitteilungs-
erkl�rungen nicht unmittelbar US-Einkommensteuerzah-
lungspflichten entstehen sollten:

(1) F�r die außerhalb den USA von ihr pers�nlich oder zusam-
men mit ihrem Ehegatten oder ihren Kindern gehaltenen Fi-
nanzkonten (u.a. Bankkonten, Wertpapierdepots, Derivate, Le-
bensversicherungen mit �berschussbeteiligung) sowie f�r alle
Bankkonten der Unternehmensgruppe, bei denen sie Unter-
schriftsvollmacht oder �hnliche Rechte hat. Die Pflicht besteht,
sofern mindestens eines dieser Finanzkonten an mindestens ei-
nem (beliebigen) Tag im Kalenderjahr einen Guthabensaldo
von mindestens USD 10000 aufweist, oder sofern mehrere Fi-
nanzkonten zusammen einen solchen Guthabensaldo aufwei-
sen. Meldepflichtig ist jeweils der h�chste Guthabenstand im
Jahr. Die Meldung hat j�hrlich auf dem Formular FinCEN 114
(Report of Foreign Bank and Financial Accounts – FBAR) zu
erfolgen. Sie ist nur online auf der Webseite des Financial Cri-
mes Enforcement Network zul�ssig.

(2) F�r die bereits auf dem oben erw�hnten Formular FinCEN
114 aufzuf�hrenden Finanzkonten sowie bestimmte andere au-
ßerhalb den USA gehaltene Anlagepositionen (z.B. Anteile an
Erbengemeinschaften, nicht aber Immobilien), sofern be-
stimmte, von A

,
s pers�nlichen Verh�ltnissen abh�ngige, Wert-

grenzen �berschritten sind. Die Mitteilung erfolgt auf dem For-
mular 8938 (Statement of Specified Foreign Assets) zusammen
mit der US-Einkommensteuererkl�rung eines jeden Jahres. In
diesem Formular sind Querverweise zu den jeweiligen Ab-
schnitten und Zeilen der Einkommensteuererkl�rung zu ma-
chen, in denen die aus den Anlagepositionen resultierenden
Eink�nfte erkl�rt sind.

(3) F�r die außerhalb der USAvon A gehaltenen Wertpapierde-
pots, sofern sie Investmentgesellschaften enthalten (auch
Zwerganteile z�hlen), deren Bruttoeink�nfte u.a. zu mindestens
75% passiver Natur sind. Die Mitteilung hat j�hrlich auf dem
Formular 8621 (Information Return by a Shareholder of a Pas-
sive Foreign Investment Company or Qualified Electing Fund)
zu erfolgen.

(4) F�r die Beteiligungen von A an der Familien-GmbH & Co.
KG (Formular 8865 – Return of U.S. Persons with Respect to
Certain Foreign Partnerships) sowie der deutschen Vertriebs-
GmbH und der Holding-GmbH, zusammen mit den direkten
und indirekten Tochtergesellschaften der Holding-GmbH (je-
weils Formular 5471 – Information Return of U.S. Persons with
Respect to Certain Foreign Corporations). Aufgrund des hier
vorliegenden Anteilsbesitzes von A von mehr als 50% (Stimm-
recht oder Verkehrswert) sind die unkonsolidierten Jahresab-
schl�sse der einzelnen Gesellschaften der Unternehmensgruppe
j�hrlich nach US-steuerlichen Grunds�tzen �berzuleiten und in
das jeweilige Formular einzutragen. Sofern die Komplement�r-
GmbH der Produktions-GmbH & Co. KG weder am Verm�gen
noch am Gewinn- oder Verlust der GmbH & Co. KG beteiligt
ist, k�nnte die GmbH & Co. KG u.U. als US-steuerlich intran-
sparent zu qualifizieren sein,2 so dass folglich das information
reporting hier ebenfalls auf dem Formular 5471 zu erfolgen
h�tte.

(5) F�r die 2016 erfolge Schenkung der Kommanditanteile ihres
Vaters, sofern der Verkehrswert der Anteile mehr als

USD 100000 betrug. Die Schenkung ist auf dem Formular 3520
(Annual Return To Report Transactions With Foreign Trusts and
Receipt of Certain Foreign Gifts) mitzuteilen. Die Einreichung
des Formulars erfolgt i.d.R. zusammen mit der US-Einkom-
mensteuererkl�rung. Die Schenkung ist zwar nach US-nationa-
lem Steuerrecht steuerfrei, da der Schenker seine steuerliche
Ans�ssigkeit im US-Ausland hat und der Schenkungsgegen-
stand nicht in den USA belegen ist; dies befreit aber nicht von
der Mitteilungspflicht.

Die Verletzung der aufgelisteten Mitteilungspflichten ist
i.d.R. mit einem Bußgeld von USD 10000 bewehrt.
Liegt bei der Nichtabgabe bzw. der Vers�umnis der Ab-
gabefrist des FBAR-Formulars FinCEN 114 non-willful-
ness vor, betr�gt das Bußgeld grunds�tzlich USD 10000
pro Finanzkonto und pro Jahr. Non-willfulness entspricht
in etwa dem deutschen Rechtsbegriff der Fahrl�ssigkeit.
Hingegen kann bei willfulness (in etwa vergleichbar mit
Vorsatz) ein Bußgeld von bis zu 50% des h�chsten Gut-
habenstands des betroffenen Finanzkontos (oder falls gr�-
ßer, mindestens USD 100000) pro Jahr festgesetzt wer-
den. Bei Straftatbest�nden ist auch eine Haftstrafe m�g-
lich.

F�r Greencard-Inhaber gelten die Ausf�hrungen dieses
Abschnitts entsprechend, und zwar selbst dann, wenn der
Greencard-Inhaber gem. Art. 4 Abs. 2 Buchst. a, b, oder c
des DBA Deutschland/USA geltend macht, dass er in den
USA f�r DBA-Zwecke nicht steuerlich ans�ssig und des-
halb in den USA nur beschr�nkt einkommensteuerpflichtig
ist.

3. US-Einkommensteuererkl�rungspflichten

Aufgrund ihrer US-Staatsb�rgerschaft ist A nach US-natio-
nalem Steuerrecht in den USA unbeschr�nkt einkommen-
steuerpflichtig und hat daher dort ihre weltweiten Ein-
k�nfte auf dem Formular 1040 (U.S. Individual Income Tax
Return) zu erkl�ren und zu versteuern. Dies gilt unabh�n-
gig davon, ob sie ihren Wohnsitz oder gew�hnlichen Auf-
enthalt in den USA oder außerhalb den USA hat. Nach
US-nationalem Recht und im DBA, gest�tzt durch die sa-
ving clause des Art. 1 Abs. 4 DBA Deutschland/USA, be-
steuern die USA ihre Staatsb�rger (und im �brigen auch
in den USA gem. Art. 4 DBA Deutschland/USA steuerlich
Ans�ssige, also ggf. auch Greencard-Inhaber) so, als ob
das DBA Deutschland/USA f�r sie nicht gelte (vorbehalt-
lich der in Art. 1 Abs. 5 DBA Deutschland/USA aufgef�hr-
ten Ausnahmen).

Zur US-einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage
z�hlen u.a. die gewerblichen Einkunftsanteile an der Fami-
lien-GmbH & Co. KG, ihre Verg�tungen als Gesch�ftsf�h-
rerin der verschiedenen Gruppengesellschaften, die Divi-
denden aus den beiden GmbHs, die Vermietungseink�nfte
aus dem Immobilienverm�gen sowie die Zins-, Dividenden-
und Ver�ußerungsgewinneink�nfte aus den Wertpapier-
fonds.

A kann u.a. die in Deutschland gezahlte Einkommensteuer
sowie den Solidarit�tszuschlag in den gesetzlichen Grenzen
der IRC Sec. 901 auf dem Formular 1116 (Foreign Tax Cre-
dit) anrechnen.

22 RIW 1–2/2020 Dendorfer/Kickler-Kreuz, Im „Iron Grip“ des US-Fiskus: Greencard-Besitzer bzw. US-B�rger
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Die Holding-GmbH erf�llt die Voraussetzungen einer Con-
trolled Foreign Corporation (CFC) gem. IRC Sec. 957, da A
sie als US-Person mehrheitlich h�lt. Ferner erzielt die Hol-
ding-GmbH aufgrund der Dividenden ihrer Auslands-Toch-
tergesellschaften vorwiegend passive Eink�nfte i.S.d. IRC
Sec. 952 (Subpart F Income). Daher wird A ab dem Steuer-
jahr 2016 unabh�ngig von der Zahlung einer tats�chlichen
Dividende eine fiktive Dividende (deemed dividend) in H�-
he von 51% der passiven Eink�nfte der CFC zugerechnet.
Eine sp�tere tats�chliche Aussch�ttung in gleicher H�he
wird jedoch nicht erneut besteuert.

Auch die Vertriebs-GmbH qualifiziert als CFC. Gleiches
k�nnte f�r die Produktions-GmbH & Co. KG gelten, sofern
sie f�r US-Steuerzwecke als intransparent (also Besteuerung
wie eine corporation) behandelt wird (s.o. II. 2.). So kann es
dazu f�hren, dass gem. IRC Sec. 951A das Global Intangi-
ble Low-Taxed Income (GILTI) der Vertriebs-GmbH bzw.
u.U. auch der Produktions-GmbH & Co. KG bei A besteuert
wird. Die Bemessungsgrundlage der GILTI-Steuer ergibt
sich – vereinfacht ausgedr�ckt – aus dem gesondert ermittel-
ten net CFC income von A abz�glich einer fiktiven
Standardrendite (net deemed tangible income return) der
CFC von 10% der auf A anteilig entfallenden qualifizieren-
den materiellen Verm�genswerte der CFC, vermindert durch
bestimmte qualifizierende Schuldzinsen der CFC. Auf diese
Bemessungsgrundlage werden die Einkommensteuers�tze
(10% bis 37%) angewendet. A kann insofern die deutsche
K�rperschaftsteuer der Holding-GmbH nicht als foreign tax
credit anrechnen.

Die Beteiligungen von A an der Vertriebs-GmbH, der Hol-
ding-GmbH (und u.U. auch der Produktions-GmbH & Co.
KG) unterlagen am Stichtag 31. 12. 2017 im Zuge der dama-
ligen US-Steuerreform der repatriation tax der IRC Sec.
965. Demnach galten die US-steuerlichen Kapitalr�cklagen
(Earnings and Profits – E&P) der genannten Gesellschaften
zum 31. 12. 2017 als fiktiv ausgesch�ttet und unterlagen ein-
malig einer Einkommensteuer von 15,5% bzw. 8%, je nach-
dem, ob die R�cklagen aus liquiden oder illiquiden Mitteln
stammten. Die repatriation tax war mit der j�hrlichen US-
Einkommensteuererkl�rung f�r 2017 zu veranlagen und zu
zahlen (eine Verteilung auf 8 Jahre ist mangels fristgerechter
Veranlagung nicht zul�ssig).

Die Nichtabgabe der US-Einkommensteuererkl�rungen
(noncompliance) l�st im Aufdeckungsfall nicht nur die
eventuellen Steuernachzahlungen, sondern auch Nachzah-
lungszinsen und Bußgeldfestsetzungen aus. Im Fall der
Nichtabgabe l�uft die Festsetzungsfrist nicht an, sodass der
IRS alle offenen Steuerjahre veranlagen kann. Sofern grob
fahrl�ssiges oder vors�tzliches Handeln ausgeschlossen
werden kann, ist es g�ngige IRS-Praxis, die Nachreichung
der Steuererkl�rungen nur f�r etwa 6 bis 8 Jahre einzufor-
dern (eine Garantie daf�r besteht jedoch nicht).

Die dargelegten US-Einkommensteuerpflichten gelten im
gleichen Umfang f�r Greencard-Inhaber, die sich nicht auf
die tie-breaker-Regel des Art. 4 DBA Deutschland/USA be-
rufen.

4. US-Nachlasssteuerpflicht

Bei der US-Nachlassteuer ist nicht der Erbe, sondern der
Nachlass selbst, also die Verm�gensmasse, der Steuer-
schuldner. Der Nachlass von A als US-Staatsb�rgerin ist un-
abh�ngig von ihrem Wohnsitz unbeschr�nkt steuerpflichtig

und umfasst das weltweite Verm�gen, also auch ihre Unter-
nehmensbeteiligungen. Die Spannweite der Nachlasssteuer-
s�tze bewegt sich von 18% bis 40%, je nach Bemessungs-
grundlage und unabh�ngig vom Verwandtschaftsgrad bzw.
Ehestand.

Der Ehegatte von A kann einen begrenzten Ehegattenfreibe-
trag nach Art. 10 Abs. 6 des Erbschaftsteuer-DBA Deutsch-
land/USA i.V.m. IRCSec. 2010 inH�hevonUSD 11580000
geltendmachen (vsl. Stand2020).

Bei Greencard-Inhabern weicht die US-nachlasssteuerliche
Behandlung ab. Im Gegensatz zum Fall des US-Staatsb�r-
gers kommt es hier zun�chst auf die Pr�fung der US-nach-
lasssteuerlichen Ans�ssigkeit (domicile, Treasury Reg.
§20.0–1(b)(1)) an, um feststellen zu k�nnen, ob die be-
schr�nkte oder unbeschr�nkte US-Nachlasssteuerpflicht be-
steht.

5. US-Wegzugsbesteuerung (Exit Tax) bei Aufgabe
der US-Staatsb�rgerschaft (bzw. der Greencard)

Eine Beendigung der unbeschr�nkten US-Einkommensteu-
erpflicht sowie der umfangreichen Mitteilungspflichten ist
f�r A zu Lebzeiten nur m�glich, wenn sie die US-Staats-
b�rgerschaft formgerecht aufgibt. In diesem Fall liegt ein
steuerlicher Wegzug (expatriation) gem. IRC Sec. 877A
i.V.m. Sec. 877 vor. Die Steuerfolgen erstrecken sich u.a.
auf die einmalige Besteuerung (exit tax) eines fiktiven
Ver�ußerungsgewinns. Dabei wird die Ver�ußerung des
weltweiten Verm�gens zu den Verkehrswerten am Tag vor
der expatriation fingiert. Von den Verkehrswerten werden
die nach US-Steuerrecht fortgeschriebenen Anschaffungs-
bzw. Herstellungskosten abgezogen und der so ermittelte
gesamte Ver�ußerungsgewinn der US-Einkommensteuer
unterworfen, falls er USD 737000 (vsl. Stand 2020) �ber-
steigt.

Ferner muss zus�tzlich mindestens eines der folgenden Tat-
bestandsmerkmale erf�llt sein, um die exit tax auszul�sen
(vsl. Stand 2020):

(a) Durchschnittliche US-Einkommensteuer von A in den letz-
ten f�nf Steuerjahren vor der expatriation A USD 171000
(tax-liability test), oder

(b) weltweites Nettoverm�gen von A am Tag vor der expatria-
tionFUSD 2 Mio. (net-worth test), oder

(c) auf dem beim IRS einzureichenden Formular 8854 (Initial
and Annual Expatriation Statement) verweigert A, eides-
stattlich zu versichern, dass sie ihren US-Steuerpflichten in-
nerhalb der letzten f�nf Jahre ordnungsgem�ß nachgekom-
men ist (certification test).

Da A seit Geburt sowohl die US-Staatsangeh�rigkeit als
auch die deutsche Staatsb�rgerschaft innehat, gilt f�r sie die
dual-citizen exception der IRC Sec. 877A (g)(1)(B)(i)(I) u.
(II), wodurch nur noch der oben genannte certification test
maßgeblich ist. Sofern sie die geforderte eidesstattliche Ver-
sicherung abgeben k�nnte, w�rde somit die exit tax vermie-
den, selbst wenn der tax-liability test und der net-worth test
erf�llt w�ren. Aber A kann beim gegenw�rtigen Stand ihrer
US-Steuersituation die US-Staatsb�rgerschaft nicht aufge-
ben, ohne die exit tax auszul�sen, da sie guten Gewissens
die eidesstattliche Versicherung des certification test nicht
abgeben kann.

Aus deutscher Sicht liegt kein Ver�ußerungstatbestand vor.
Daher kann die exit tax schon deswegen nicht angerechnet
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SFOP,

anschl. lfd. Erfüllung 

der Stpfl., keine 

Expatriation 

Expatriation ohne  

SFOP 

Expatriation mit 

vorhergehendem 

SFOP

a) keine 

Aufdeckung

b) spätere 

Aufdeckung

a) keine 

Aufdeckung

b) spätere 

Aufdeckung

SFOP n/a nicht zulässig n/a nicht zulässig
zulässig, falls keine 

Steuerhinterziehung
n/a

zulässig, falls keine 

Steuerhinterziehung

Steuernach-

zahlung
keine

i.d.R. mind. 6 

Jahre
keine i.d.R. mind. 6 Jahre i.d.R. 3 Jahre i.d.R. mind. 6 Jahre i.d.R. 3 Jahre

Nachzahlungs-

zinsen
keine ja keine ja ja ja ja

FBAR u. 

andere 

Mitteilungs-

erklärungen 

keine
i.d.R. mind. 6 

Jahre
nur ab lfd. Jahr i.d.R. max. 6 Jahre i.d.R. 3 Jahre i.d.R. mind. 6 Jahre i.d.R. 6 Jahre

Bußgeld keine ja keine ja keine ja keine

Exit Tax

bei zukünftigem 

Aufgabe-

tatbestand (führt 

zur Aufdeckung!)

bei zukünftigem 

Aufgabe-

tatbestand

bei zukünftigem 

Aufgabetatbestand 

(führt zur 

Aufdeckung!)

bei zukünftigem 

Aufgabetatbestand

bei zukünftigem 

Aufgabetatbestand 
grunds. ja

grunds. ja, falls nicht US-

Staatsbürger durch 

Geburt 

US-Nachlass-

steuer auf 

weltweites 

Vermögen

ja, falls 

Aufdeckung im 

Todesfall

ja
ja, falls Aufdeckung 

im Todesfall
ja ja nein nein

Alternative 1

Nichts tun

(Nullalternative)

Alternative 2

Quiet Disclosure ex nunc,          

keine Expatriation, kein SFOP,

keine Willfulness
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werden. Sofern sp�ter das US-Verm�gen tats�chlich ver�u-
ßert wird, vermeidet Art. 13 Abs. 6 DBA Deutschland/USA
die Doppelbesteuerung.3

Stirbt eine US-Person innerhalb von 10 Jahren nach Auf-
gabe der US-Staatsb�rgerschaft oder der US-Greencard,
unterliegt ihr in den USA belegenes Verm�gen grunds�tz-
lich (und vorbehaltlich entgegenstehender DBA-Verg�ns-
tigungen) der US-Nachlasssteuer, auch wenn das Verm�-
gen �ber eine ausl�ndische Kapitalgesellschaft gehalten
wird.

Ein Greencard-Inhaber muss �ber die genannten Tatbe-
standsmerkmale hinaus eine Haltedauer erf�llen, um der exit
tax zu unterliegen. Er muss zum Zeitpunkt der R�ckgabe der
Greencard mindestens in acht von f�nfzehn Kalenderjahren
zu irgendeinem Zeitpunkt nach US-nationalem Recht ein-
kommensteuerlich in den USA ans�ssig gewesen sein, um
als long-term resident gelten. Wohlgemerkt kann eine (ggf.
unbeabsichtigte) expatriation vorliegen, wenn der Green-
card-Inhaber dazu �bergeht, US-Einkommensteuererkl�run-
gen als beschr�nkt Steuerpflichtiger abzugeben, weil er die
tie-breaker-Regel des Art. 4 Abs. 2 DBA Deutschland/USA
in Anspruch nimmt (z.B. durch Geltendmachung desMittel-
punkts der Lebensinteressen in Deutschland), oder wenn
ihm die Greencard durch die US-Einreisebeh�rde entzogen
wird.

6. Innerstaatliches Verst�ndigungsverfahren (SFOP)

Allerdings hat A die M�glichkeit, vor der Aufgabe der US-
Staatsb�rgerschaft ein innerstaatliches Verst�ndigungsver-
fahren (Streamlined Foreign Offshore Procedure – SFOP)
beim IRS zu beantragen, um die noncompliance-Situation
zu bereinigen. Sofern das SFOP vor Aufdeckung der non-
compliance ordnungsgem�ß eingeleitet wurde und willful-
ness (s.o. II.2.) ausgeschlossen werden kann, sieht der IRS
von der Festsetzung von Bußgeldern ab, jedoch nicht von
Nachzahlungszinsen.

Im Rahmen des SFOP sind i.d.R. die Steuer- bzw. Mittei-
lungserkl�rungen, f�r die die Abgabefrist bereits abgelaufen
ist, f�r die letzten drei Steuerjahre sowie die FBAR-Formu-
lare (s.o. II. 2.) f�r die letzten sechs Steuerjahre abzugeben.
In A

,

s Fall w�ren dies die US-Einkommensteuererkl�rungen
2016, 2017 und 2018, die somit auch die Besteuerung der re-
patriation tax (s.o. II. 2.) zum Stichtag 31. 12. 2017 umfas-
sen und ferner die FBAR-Formulare 2013 bis 2018. An-
schließend w�re grunds�tzlich der Weg frei f�r die Aufgabe
der US-Staatsb�rgerschaft und der Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung, dass A ihre US-Steuerpflichten ord-
nungsgem�ß erf�llt hat. Die exit tax w�rde dann nicht anfal-
len.

III. Wirtschaftliche Bewertung und Fazit

1. Handlungsalternativen und denkbare
Zahlungsstr�me

Viele US-Staatsb�rger (inklusive doppelte Staatsb�rger)
oder Greencard-Inhaber, die im US-Ausland leben und in
der Vergangenheit ihren US-Steuerpflichten nicht oder nicht
ausreichend nachgekommen sind, stehen vor �hnlichen Ent-
scheidungsproblemen wie A im obigen Fallbeispiel. Unab-
h�ngig von eventuellen emotionalen Gesichtspunkten geht

es bei der Entscheidungsfindung um die monet�re Bewer-
tung der folgenden Handlungsalternativen:

1. Nichts tun (Nullalternative)
a) Keine Aufdeckung der noncompliance
b) Sp�tere Aufdeckung der noncompliance

2. Quiet disclosure, d.h. unaufgeforderte Erf�llung der US-
Steuerpflichten ex nunc, also ab dem Steuerjahr, f�r das die
Steuererkl�rungsfrist noch nicht abgelaufen ist; keine expa-
triation, kein SFOP
a) Keine Aufdeckung der vorausgegangenen noncompli-

ance
b) Sp�tere Aufdeckung der vorausgegangenen noncom-

pliance

3. SFOP inklusive Nachholung der US-Steuerpflichten f�r
i.d.R. drei Steuerjahre (sechs Steuerjahre f�r die FBAR-For-
mulare); anschließend laufende Erf�llung der US-Steuer-
pflichten; keine expatriation

4. Expatriation ohne vorhergehendes SFOP

5. Expatriationmit vorhergehendem SFOP

Bei der Bewertung dieser Handlungsalternativen sind die
Eintrittswahrscheinlichkeiten und die voraussichtliche H�he
der folgenden Zahlungsstr�me maßgeblich:

a) Nachzahlungsrisiko f�r die Jahre der noncompliance (i.d.R.
mindestens 6 Jahre), ohne SFOP
– US-Steuernachzahlungen
– US-Bußgelder bzw. ggf. Strafzahlungen
– US-Nachzahlungszinsen

b) Zahlungsabfl�sse im Fall der quiet disclosure (d.h. in den
zuk�nftigen Jahren der compliance, ohne SFOP, ohne expa-
triation)
– US-Steuerberatungskosten f�r die Erstellung der zuk�nfti-
gen laufenden US-Steuer- bzw. Mitteilungserkl�rungen

– Zuk�nftige laufende US-Steuerzahlungen
– US-Nachlasssteuer im Fall des Ablebens des Steuerpflich-
tigen

– ggf. US-Steuerberatungskosten f�r die US-nachlasssteu-
erliche Beratung

– Nachzahlungsrisiko (s.o. a)) im Fall der Aufdeckung der
vorausgegangenen noncompliance4

c) Zahlungsabfl�sse im Fall der Durchf�hrung eines SFOP
– US-Rechtsanwaltskosten f�r die Feststellung ob non-will-
ful conduct vorliegt und f�r die Vertretung im SFOP zur
Wahrung des attorney-client privilege

– US-Steuerberatungskosten f�r die grundlegende Beratung
vor Beantragung des SFOP

– US-Steuerberatungskosten f�r die Erstellung der US-Steu-
er- bzw. Mitteilungserkl�rungen des SFOP-Zeitraums

– US-Steuernachzahlungen f�r den SFOP-Zeitraum
– US-Nachzahlungszinsen f�r den SFOP-Zeitraum

d) Zahlungsabfl�sse im Fall der expatriation
– US-Steuerberatungskosten f�r die Beratung im Rahmen
der exit-tax-Problematik sowie ggf. Sch�tzung des exit-
tax-Risikos

– Ggf. US-Rechtsanwaltskosten, falls Vertretung im expa-
triation-Verfahren gew�nscht oder notwendig

– Nachzahlungsrisiko (s.o. a)), falls kein SFOP vorausge-
gangen ist.

Die dargestellten Handlungsalternativen werden in der
�bersicht auf Seite 24 zusammen mit den wichtigsten ent-
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3 Vgl. Eimermann, in: Wassermeyer (Fn. 2), Bd. VI, Rdnr. 187.
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res mittlerweile die Bußgeldfreiheit und scheint den Zeitrahmen f�r
Nachzahlungen auf maximal 6 Jahre zu begrenzen; IRS Memorandum
LB&I-09-1118-014 (Nov. 20, 2018).
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scheidungsrelevanten Kriterien dargestellt. Die Alternativen
1 und 2 gehen von der Annahme aus, dass die noncompli-
ance nicht von der US-Finanzbeh�rde aufgedeckt wird. Sie
sind lediglich als Kontrast zum Aufdeckungsfall zu sehen
und k�nnen von Beratern schon aus berufsrechtlichen Gr�n-
den nicht empfohlen werden. Unter dem Begriff „Aufde-
ckung“ wird dabei die Kenntniserlangung des IRS vor der
Offenlegung durch den Steuerpflichtigen bzw. seines Bera-
ters verstanden. Im �brigen gelten die obigen Begriffsin-
halte und Einschr�nkungen (insb. unter II.). Die Alternative
4 ist i.d.R. wenig sinnvoll.

2. Fazit

Als Fazit kann festgehalten werden, dass A – wie viele US-
Personen in �hnlicher Lage – erfahrungsgem�ß mit der Al-
ternative 5 (expatriation mit vorherigem SFOP) am besten
fahren wird, um die US-Steuerproblematik erfolgreich hin-
ter sich zu bringen.

L�nderreporte

Christian Klein, Rechtsanwalt/Avocat  la Cour, Paris

L�nderreport Frankreich
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Nach einem fulminanten Startjahr, einem sehr schwierigen
zweiten Regierungsjahr folgte 2019 f�r den franz�sischen
Staatspr�sidenten Macron und dessen reformorientierte Po-
litik ein Jahr der Konsolidierung. Innenpolitisch war zwar
zur Jahreswende und im Fr�hjahr 2019 aufgrund der hefti-
gen Proteste der „Gelbwesten“ in Frankreich noch m�chtig
„Druck auf dem Kessel“, den Macron jedoch mit Hilfe ge-
wisser Zugest�ndnisse an die Forderungen der Protestler,
insbesondere Steuersenkungen f�r mittlere Einkommen,
schließlich abbauen konnte. �berhaupt zeigte sich das fran-
z�sische Staatsoberhaupt in seinem dritten Amtsjahr ein-
sichtiger und lernf�hig, gab insbesondere seine Unnahbar-
keit auf und demonstrierte deutlich mehr B�rgern�he als
noch zu Beginn seiner Pr�sidentschaft. Auch drosselt er das
Tempo seiner ambitionierten Reformmaßnahmen; so l�sst
es die Regierung nunmehr bei der geplanten Umstrukturie-
rung der Arbeitslosenversicherung und des Rentensystems
deutlich langsamer und „einf�hlsamer“ angehen, als bei den
vorangegangenen Reformvorhaben, vor allem der Arbeits-
rechtsreform 2017. Daf�r sind beide Themen auch viel zu
sensibel und bergen ein enormes soziales Konfliktpotential.

Insgesamt kann sich die wirtschaftliche Halbzeitbilanz von
Macron aber durchaus sehen lassen: ein deutlicher Anstieg
des Wirtschaftswachstums auf 1,3%, eine Arbeitslosenquo-
te, die (wenngleich noch immer deutlich h�her als in ande-
ren EU-L�ndern) mit 8,6% das niedrigste Niveau seit 2009

hat und eine zumindest leichte Senkung des Haushaltsdefi-
zits.

II. Wesentliche Gesetzesreformen und
praxisrelevante Urteile in 2018

1. Reformen und gesetzliche Neuregelungen

a) Gesetz zur Vereinfachung, Klarstellung und
Aktualisierung des Gesellschaftsrechts

Nahezu f�nf Jahre nach Einbringung in das Gesetzgebungs-
verfahren wurde am 20. 7. 2019 das „Gesetz zur Vereinfa-
chung, Klarstellung und Aktualisierung des Gesellschafts-
rechts“ parlamentarisch verabschiedet. Die Neuerungen be-
treffen imWesentlichen Regelungen im Zusammenhang mit
der �bertragung und Verpachtung eines Gesch�ftsbetriebs
(fonds de commerce) sowie die Gesellschaften b�rgerlichen
Rechts und die Handelsgesellschaften:

(1) Mit Streichung von Art. L.141-1 Code Commerce ent-
f�llt die bisher f�r die Wirksamkeit des Vertrages �ber die
�bertragung des fonds de commerce erforderliche Notwen-
digkeit, in den Vertrag Angaben zum Ursprung des Ge-
sch�ftsbetriebes, zu eingetragenen Sicherheiten/Lasten und
Rechten Dritter, sowie zu den in den letzten 3 Jahren vor
�bertragung erzielten Jahresums�tzen und Betriebsergeb-
nissen aufzunehmen. Diese bisherigen gesetzlichen Min-
destangaben dienten dem Schutz des Erwerbers, so dass de-
ren Wegfall bei einigen Praktikern zun�chst auf gewisse Be-
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